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Zur polniſchen Frage. 


„Die hohe Bedeutung des Beſchluſſes der Nationalverſammlung 
über das Philipps'ſche Amendement in Betreff des Verhältniſſes des 
Großherzogthums Poſen iſt uns nicht entgangen. Wir haben uns 
unmittelbar nach der Abſtimmung über die eigentliche Bedeutung der⸗ 
ſelben ausgeſprochen — theils der Wichtigkeit der Sache wegen, theils 
weil vorherzuſehen war, daß ſowohl bei unſern deutſchen, als bei 
unſern polniſchen Mitbürgern im Großherzogthum der Beſchluß zu 
irrigen Auffaſſungen und zu neuer Aufregung führen würde. Lei⸗ 
der beſtätigen Berichte von verſchiedenen Seiten her dieſe Voraus⸗ 
ſicht nur zu ſehr. Unſere deutſchen Mitbrüder dort, an die wir 
uns heute zunächſt wenden und einige aufklärende Worte an die 
Polen uns vorbehalten, halten ſich für deutſcher als wir; möchten 
es uns für undeutſch auslegen, daß wir dem Beſchluſſe unſere Zu⸗ 
ſtimmung, unſern Beifall gegeben haben. Sie ſehen aber nicht, 
daß ſie das Deutſchthum nicht etwa auf die Spitze, nein, daß ſie 
es übertreiben, daß fie es mißbrauchen. Sie können ſich nicht den⸗ 
ken, daß die Nationalitäten in der Freiheit friedlich nebeneinander 
beſtehen können; ſie thun als ſei das nur unter dem Abſolutismus, 
nur unter dem Schutz mobiler Kolonnen, von Belagerungszuſtän⸗ 
den u. ſ. w. möglich. Gewiß lieben wir unſere deutſchen Mit⸗ 
brüder, aber wir lieben auch die Wahrheit. Einen Theil der Deut⸗ 
ſchen im Großherzogthum — mögen ſie das nun gern hören oder 
nicht — trifft mancher Vorwurf; aber wir laſſen aus Patriotig- 
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Alle Poſt⸗Auſtalten 
des In⸗ und Auslandes nehmen 
Beſtellungen auf dieſes Blatt an. 
Für Berlin: 
die . der National⸗ 
Zeitung, Lindenſtr. 81. 
—.—ñ—— —— —— öçnũœ . 


die Litteratur, die innere Verwaltung und Rechtspflege ſich der 


Gleichberechtigung ihrer Sprache erfreuen und an den Rechten, 
welche die Verfaſſung dem deutſchen Volke gewährleiſten wird, 
gleichmäßig Theil nehmen. Dies iſt es, und nichts Anderes, was 
wir für die Polen wollen, mögen ſie im Großherzogthum Poſen, 
in Weſtpreußen, in Oberſchleſien oder wo ſonſt wohnen; wir wollen 
keine Demarkationslinie, weil diesſeits derſelben nichts Anderes 
gelten ſoll, als jenſeits; weil wir nicht einſehen, was die Linie 
helfen, wie ſie mit dem Grundſatz der Gleichberechtigung der Na⸗ 
tionalitäten ſoll beſtehen können; weil wir weder wollen, daß die 
Polen von den Deutſchen, noch daß die Deutſchen von den Polen be— 
herrſcht werden. Unſere deutſchen Mitbrüder thun, als ſollte nur 
für ein beſtimmtes Territorium, und nicht für die polniſche Be— 
völkerung, eine Reorganiſation, d. h. die Ausführung der Gleich- 
berechtigung der Nationalitäten eintreten, als ſollte da, wo in 
dieſem Sinne reorganiſirt wird, ein polniſches Regiment eintreten, 
das ſo gegen die Deutſchen verführe, wie von dem bisherigen 
Regiment — das muß, um gerecht zu ſein, noch einmal geſagt 
werden — vielfach gegen die Polen verfahren iſt. 

Aber, fragt man, wie ſoll es denn werden bei der künftigen 
Wiederherſtellung Polens? Von Wiederherſtellung eines polnt⸗ 
ſchen Reiches iſt in dieſem Augenblicke gar nicht die Rede. Wir 
ſorgen jetzt nicht für eine Zukunft, von der nicht zu ſagen iſt, 
wann und wie ſie kommen wird, deren Geſtaltung wir nicht vor⸗ 


ausbeſtimmen, der wir nichts vergeben, der wir aber auch nicht 


vorgreifen wollen. Es iſt nur zu ſorgen für die Verhältniſſe, wie 
ſie jetzt ſind. Preußen, das wir überall möchten vorangehen ſehen, 
ſoll vorangehen auch darin, daß es zeigt, die verheißene Gleich— 
berechtigung der Nationalitäten, wie die der Stände und Klaſſen, wie 
die der Religionen und Konfeſſionen ſei ihm ein Ernſt und eine 
Wahrheit. Wir verlangen daher von unſeren deutſchen Mitbrü⸗ 
dern, daß ſie ihre Sonderintereſſen, daß ſie ihre — mögen ſie ſich 
nicht an den Ausdruck ſtoßen, wir haben keinen andern — pro⸗ 
vinzielle Befangenheit, die nur auf ſich ſieht, die in einem engeren 
Kreiſe den freien Blick zu verliere in Gefahr iſt, die manchen 
trefflichen Mann zu einer Art von Fanatismus gebracht hat, den 
Prinzipien der neuen Zeit, der Freiheit und Gleichberechtigung, 
die zum Heile Preußens, zum Wohle Deutſchlands endlich mit 
aufrichtigem Willen durchgeführt werden müſſen, unterordnen, wie 
das ein Jeder muß. Sie ſollen nicht unterdrückt werden — es 
ſoll Niemand mehr unterdrückt werden; aber das Geſetz der Frei⸗ 
heit ſoll gleich ſein für Alle und gegen Alle. Jeder muß das 
durchführen in ſeinem Kreiſe; die National-Verſammlung muß 
darauf halten, daß es in allen Kreiſen durchgeführt wird. 

Nun aber giebt es von dem gleichen Recht keine Ausnahme 
— denn jede Ausnahme wäre ein neues Privilegium, eine neue 
Tyrannei. Zeigen darum unſere deutſchen Mitbrüder im Grof- 
herzogthum, daß ſie die Sache der deutſchen Einheit und Freiheit, 
die nicht bloß Rechte giebt, die Allen Pflichten auferlegt und hohe 
Anforderungen ſtellt, gründlich erfaſſen. Hüten ſie ſich, daß es 
nicht den Anſchein gewinnt, es ſtünden die deutſchen Vereine im 
Großherzogthum zum Prinzip der Gleichberechtigung der Na— 
tionalitäten, wie die Preußenvereine zum Prinzip der Gleich— 
berechtigung der Stände und Klaſſen. Die Reaktion der unter- 
drückten Nationalitäten gegen den Druck war eine berechtigte; 
jede Reaktion gegen die Freiheit und das gleiche Recht iſt unbe- 
rechtigt, weil fie Sonderrechte verlangt. 
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ringt, und dieſen Elementen gegenüber das Volk zerſpallen | 


Conſtitutionelle, in demokratiſche Monarchiſten, in Republikaner 
und Sozialiſten voll der verſchiedenſten Abſtufungen, das if das 
Bild unſerer Gegenwart. — Ganz natürlich muß die Landes- 
hauptſtadt Berlin, von der die Revolution ausging und welche 
dieſe mit ihren zahlreichen demokratiſchen Elementen, ihren Klubs 
und Vereinen und ihren 100,000 waffenfähigen Männern ſtützt, 
auch den ganzen Grimm der Reaktion auf ſich ziehen. — Berlin 
züchtigen und demüthigen, die Nationalverſammlung ſprengen, die 
Demokraten zur Vernunft bringen, das ſind ſeit langer Zeit die 
heißeſten Wünſche der Reaktion, und jeder Tag hat dieſe Wünſche 
ſehnſüchtiger gemacht. Seit aber am 31. Oktober die National⸗ 
verſammlung Adel, Titel und Orden abſchaffte, und am 1. No⸗ 
vember Wien unter das Säbelregiment des Fürſten Windiſchgrätz 
gefallen iſt, brennt die Reaktion vor Verlangen, endlich der „Ja⸗ 
kobinerwirthſchaft“ ein Ende zu machen. Nichts hofft ſie 
ſehnlicher als ‚einen Volksaufſtand in Berlin, der den Vorwand 
gäbe, die Militärmacht einzumiſchen, nichts iſt ihr ärgerlicher, als daß 
es der Bürgerwehr immer gelingt, die Ruhe herzuſtellen. Wir wiſſen, 
welche Mittel man ſchon angewendet hat, um die Arbeiter aufzuhetzen, 
wiſſen, wie die Reaktion Geld ausſtreute, um Barrikaden bauen zu laſ⸗ 
fen, und es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß die empörenden Scenen vor 


dem Schauſpielhauſe ebenfalls durch reaktionäre Umtriebe 
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ſtellt, alles Vertrauen tödtet und einen Bürgerkrieg vorbereitet, 
der Reaktion und der Camarilla zur Laſt fallen, welche die ſchwerſte 
Verantwortung trifft, mag ihr ſchreckliches Werk gelingen, oder 
gegen ihre Abſicht vereitelt werden. — 

* Die Mißdeutung, welche die Worte des Abg. Rodbertus 
beim Empfange der Deputation in Sansſouci gefunden haben, 
haben wieder eine falſche Deutung des Schreibens mehrerer Mit⸗ 
glieder des linken Centrums an Jacoby veranlaßt. Aber jene 
Worte enthalten, nach Rodbertus eigener Berichtigung, weniger 
eine Proteſtation gegen Jacoby, als gegen die Mittheilung des 
Adjutanten, nach welcher aus der Jacoby'ſchen Aeußerung ein 
Motiv entnommen werden ſollte, der Deputation nicht zu ant⸗ 
worten; und dies Schreiben mehrerer Mitglieder des linken Cen⸗ 
trums an Jacoby enthält ſo wenig eine Desavouirung der Worte 
von Rodbertus, daß dieſem vielmehr das Schreiben vorher mit⸗ 
getheilt worden iſt. “ 

Wir begreifen, daß manche Fraktionen die Spaltung des 

linken Centrums wünſchenswerth finden, aber wir glauben gut 
unterrichtet zu ſein, wenn wir verſichern, daß das linke Centrum 
niemals einiger in ſich, nach jeder Seite hin, geſtanden hat, als 
gegenwärtig, und daß Herr Rodbertus, ſo wenig, wie irgend ein 
anderes Mitglied der Partei, geneigt iſt, eines Portefeuilles wegen 
die Parteigrundſätze zu opfern. 
4 Neuvorpommern, 5. Novbr. Unſere Regierung hält 
ſich unter dem neuen Chef v. Wedell für berechtigt, mit Berufung 
auf ihre Inſtruktion vom 13. Oktbr. 1847, das Geſetz vom bten 
April über Volks verſammlungen „durch eine ſpecielle polizei⸗ 
liche Strafandrohung zu ergänzen und zu ſichern“ und zu ver- 
ordnen, daß zu jeder Volksverſammlung unter freiem Himmel 
„eine vorgängige Erlaubniß der Obrigkeit“ nöthig ſei, deren 
Nichteinholung für die leitenden Theilnehmer eine Geldſtrafe von 
5—50 Thlr. oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe nach ſich ziehe. 
Zugleich wird beſtimmt, daß die Obrigkeit in vieſem Falle die 
Magiſträte, die königlichen Lan dräthe, der akadem. Amtshauptmann 
zu Greifswald und das fürſt. Polizeiamt zu Putbus ſei; ſomit 
wird alſo dem Schulzen auf dem platten Lande die Befugniß zur 
Ertheilung dieſer Erlaubniß abgeſprochen, während doch die Na⸗ 
tur der Sache ſelbſt und die königl. Botfhaft vom 22. Auguſt 
dieſe Befugniß der Ortspolizeibehörde zuweiſen und letztere nur 
von einer Anzeige, welche 24 Stunden vorher zu machen ſei, 
ſpricht. Wenn es den einzelnen Regierungen freiſtehen ſoll, auf 
Grund früherer Inſtruktionen die in den Märztagen errungenen 
Freiheiten auf ſolche Weiſe zu ergänzen und zu ſichern, ſo düpften 
wir allmälig wieder ganz ſanft in die Arme der alten polizeilichen 
Bevormundung ſinken. Denn unſerer Regierungsverfügung zufol⸗ 
ge, kann man ſchon keine Volksverſammlung halten, wenn es 
der Obrigkeit bloß beliebt, nicht zu antworten; die Anzeige ge⸗ 
nügt ja nicht, es muß die Erlaubniß da ſein. Das iſt aber 
eben die alte Anſicht von der Polizeigewalt; die Polizei hat nach 
der neuen Anſicht nichts zu erlauben, ſie hat nur zu verbie⸗ 
ten, wenn dazu Grund vorhanden iſt und dazu bedarf ſie blos 
einer Anzeige, durch welche ſie die nöthige Kenntniß erhält, und 
was ſie nicht zu verbieten berechtigt iſt, das iſt von ſelbſt er⸗ 
laubt. Man wird ſich hier auch nicht beruhigen bei einer ſolchen 
eigenmächtigen Interpretation des Geſetzes über eine koſtbare und 
wichtige Freiheit, im Einne und auf Grund von Inſtruktionen, 
welche jetzt keine Geltung mehr haben können, wenn nicht das 
alte Regiment überhaupt zurückkehren ſoll. 

Stettin, 6. November Heute morgen ging das Stettiner 
Morine-Bataillon, beſtehend aus ca. 400 Mann, von hier nach 
der Küſte von Rügen ab. Die drei Dampfſchiffe Tartar, Delphin 
und Stralſund, welche 2 Kanonenſchaluppen und 4 Jollen im 
Schlepptaue hatten, find für die Uebungszeit zur Disppfitipn des 
Flotillen⸗Geſchwaders geſtellt. (Oſtſee⸗Zeit.) 

Breslau, 6. Novbr. Der Magiſtrat hat in einem am 
geſtrigen Tage an das Wehramt gelangten Schreiben, die Beſtäti⸗ 
gung des Dr. Engelmann als Stellvertreter des Oberſten verwei⸗ 
gert. Abgeſehen von formellen und materiellen Mängeln bei der 
Wahl, ſei die Stelle des Oberſten ſelbſt inzwiſchen erledigt wor⸗ 
den, und es müſſe zunächſt ein Oberſt gewählt werden. Die Cen⸗ 
tral⸗Commiſſion ſämmtlicher Bürgerwehrmänner dagegen hat in 
einer außerordentlichen Sitzung, am 5. d. Mts. Abends beſchloſ⸗ 
ſen, in ihrer Geſammtheit als Deputation an den Magiſtrat zu 
gehen, und die Beſtätigung des Dr. Engelmann zu verlangen, da 
die angeblichen formellen und materiellen Mängel gar nicht vor⸗ 
handen wären, auch die Erledigung der Oberſten⸗Stelle keinen 
Grund abgeben könne, die Beſtätigung des Stellvertreters zu ver⸗ 
weigern. — Am 24. und 25. d. Mts. ſoll hierorts ein Bürger⸗ 
wehr⸗Congreß für Schleſien ſtattfinden; — zur Beſchickung des 
Berliner Congreſſes am 27. d. Mts., ſind Einleitungen getroffen. 
— Die Nachrichten aus Wien gehen ſparſam und ſehr vorſichtig 
eſchrieben, hier ein; es ſcheint, daß auch in der Correſpondenz 


bekannte Vorfechter der pietiſtiſch⸗abſolutiſtiſchen Richtung, bei Hofe in 
Potsdam geſehen worden ſei; zumal während des Miniſteriums Pfuel⸗ 
Eichmann⸗Bonin. Wir können dies Gerücht als durchaus wahrheitsge⸗ 
mäß beſtätigen, wir können hinzufügen, daß auch jetzt wieder, wo die 
jüngſte Miniſterialkriſis neue Wahlen erheiſcht, Herr Leo ebendahin geeilt 
iſt, um mit ſeinem durch einſeitige hiſtoriſche Forſchungen gebildeten, die 
„Naturwüchſigkeit“ der abſoluten Staatsregierungen vertheidigenden Wiſſen 
das neue Miniſterium geſtalten zu helfen. Wahrlich, es iſt an der Zeit, 
das Publikum davon zu unterrichten, welcher Rathgeber ſich die Krone 
bedient, um das Wohl des Volkes zu fördern und auf welcher Männer 
Eingebungen die Maßregeln ſich ſtützen, von denen die Krone in ihrem 
conſtitutionellen Rechte Gebrauch macht. Kennte man überall die Per⸗ 
ſönlichkeit des Herrn Leo, wie hier am Orte, wo er wegen gröblicher 
Beleidigung eines Kollegen, dem er die geforderte Genugthuung verwei⸗ 
gerte, aus einer Privatgeſellſchaft zu ſcheiden ſich genöthigt ſah und aus 
der anderen verwieſen wurde; — man würde es unbegreiflich finden, wie 
ein ſolcher Mann in ſolcher Zeit zu den Rathgebern der Krone ſich ge⸗ 
ſellen darf. Schwerlich möchte Profeſſor Leo zur Königl. Tafel gezogen 
worden ſein, wenn man daſelbſt auch nur dieſen Theil ſeiner zahlreichen 
ehrenrührigen Präcendentien gewußt hätte; denn ſchon die Begriffe von 
militäriſcher Ehrenhaftigkeit müſſen hier Jedem den perſönlichen Zutritt 
verweigern, der, wie Prof. Leo in Folge des oben gedachten Ereigniſſes, 
diejenige Satisfaction, welche ein Mann von ehrenhafter Geſinnung ſei⸗ 
nem Gegner zu gewähren pflegt, verweigerte und der Aufforderung dazu 
bis heute noch nicht nachgekommen iſt. Im maßloſen Schimpfen hat 
allerdings Heinrich Leo ſtets Muth und Geſchick an den Tag gelegt, aber 
für feine Worte ritterlich zu ſtehen oder zu fallen, dieſen Muth haben 
wir hier in Halle nicht an ihm wahrgenommen. (Magdb. Z.). 
N Erfurt, 3. Novbr. Was der Miniſter Eichmann in 
Berlin blos androht, wird vom hieſigen Feſtungs-Kommandan⸗ 


ten, General von Voß, ſofort ausgeführt. Vor einigen Tagen 


fand ein unbedeutender Exceß und Auflauf ſtatt, und ſogleich ließ 


Herr von Voß das Militair einſchreiten, ohne gehörige Requi⸗ 


ſition und ohne daß ſich die Bürgerwehr als ungenügend erwie⸗ 
ſen hätte. Es ſind dabei abermals Verwundungen vorgekommen. 
Ueber die ſtrafbaren Tödtungen und Verwundungen vom 14, März 
durch eine Abtheilung des 31. Regiments iſt noch immer keine 
Unterſuchung gegen die Schuldigen eingeleitet, 

Erfurt, 3. Novbr. Ich beeile mich, Ihnen die wichtige 
Nachricht mitzutheilen, daß die hieſige (preuß.) Grenzfeſtung von 
königlich ſächſiſchen Truppen beſetzt worden iſt, während die unſri⸗ 
gen nach Altenburg beordert worden ſind. Fürwahr, unſere Re⸗ 
gierung konnte ihren aufrichtigen Anſchluß an das gemeinſame 
deutſche Vaterland nicht kräftiger bekunden, als durch jene Ver⸗ 
fügung, die darum auch in allen Kreiſen den freudigſten Eindruck 
hervprgebracht hat. a (Frankf. J.) 

Köln, 4. Novbr. Die an Giga Dr. Gottſchal 
und Anneke find endlich vom Anflage⸗ Senate vor den A ſſenhef 
verwieſen worden; jedoch fit es noch immer zweifelhaft, ob dieſel⸗ 
ben vor die Aſſiſen in Köln werden geſtellt werden. ep Staats⸗ 
Prokurator Hecker hat nämlich die Akten an den Juſtizminiſter 
geſandt, damit dieſer durch den Caſſationshof einen andern Aſſi⸗ 
ſenhof zur Verhandlung der Sache beſtimmen laſſen könne, Faffz 
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dies der Minifter für zweckmäßig erachtet. Jedenfalls wäre die 
Verweifung an einen andern Gerichtshof eine ſchwer zu rechtferti⸗ 
gende Härte gegen die Angeklagten, weil dadurch die endliche Ent⸗ 
Iheidung hedeutend hinausgeſchoben und die ohnehin fünf Monate 
andauernde Vorhaft noch mehr verlängert würde. Die mehrfach 
verbreitete Angabe, daß über die Angeklagten in den am 27. d. M. 
beginnenden außerordentlichen Aſſiſen geurtheilt werden würde, iſt 
ſomit noch voreilig. (K. 3.) 
5 Frankfurt a. M., 5. Novbr. Vorgeſtern endlich, als 
es allgemein hieß, Wien habe ſich ergeben, bequemte ſich die Na⸗ 
tionalverſammlung, die Wien⸗Oeſterreichtſche Frage als eine dring⸗ 
liche anzuerkennen. Der Beſchluß aber, zu welchem ſie gelangt iſt, 
bleibt tief unter der Größe des Augenblicks. Mit abgedroſchenen 
Redensarten zertritt man der Schlange der Reaktion nicht mehr 
den Kopf; Profeſſorenweisheit iſt keine Antwort auf Kanonen und 
Bajonette. Wahrlich mit blutendem Herzen wohnt der Freund des 
Vaterlandes und der Freiheit dem kläglichen Schaufpiel bei, wie 
die Vertreter von 45 Millionen freigewordener Deutſchen die Frei⸗ 
heit und Nationalität einer edlen Bevölkerung den Herrſchgelüſter 
einer hochverrätheriſchen Kamarilla und der Brutalität auswärti⸗ 
ger und einheimiſcher Soldatenhorden preisgeben. Umſonſt frag 
man ſich, wie es möglich ſei, daß die deutſche Nationalverſamm 
lung den Höfen und Fürſtenkronen ihre ganze Zärtlichkeit, den 
Volke aber den Rücken zuwendet! Das hochherzig⸗ Wien finde 
bei der Mehrheit kalte Pulſe. Man ſchreit: Latour, und imme 
Latour! Vergißt man denn aber, daß aus einer Verbrechenfaat 
andere Verbrechen erſprießen? War denn Latour nicht ein Lan 
desverräther? Sind denn die von den Kroaten begangenen Gräue 
keine Gräuel, die den Namen der Menſchheit ſchänden? Und w 
iſt die ſchwerere Schuld, bel denen, welche in Metternichs Schul 
aufgewachſen ſind und in der Wuth des Augenblicks eine Schau 


feiner Bildung rühmen und mit überlegteſter Planmäßigkeit und 
teufliſcher Kälte die Wohlfahrt von Millionen Menſchen opfern? 


verthat an Einem Verräther begehen, oder bei denen, welche ſich 


reift N 
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